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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 27. Februar 1961 

5 — 21002 — 2096/61 III 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Wieder- 
inkraftsetzung oder Verlängerung von Poli- 
zeiverordnungen, die auf Grund der Verord- 
nung über die Polizeiverordnungen der 
Reichsminister vom 14. November 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1582) erlassen worden 

sind 

nebst Begründung (Anlage 1) mit der Bitte, die Beschlußfas- 
sung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister des Innern. 

Der Bundesrat hat in seiner 224. Sitzung am 28. Oktober 1960 
gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu 
dem Entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu neh- 
men. Im übrigen hat der Bundesrat gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen erhoben. Er ist der Ansicht, daß das 
Gesetz seiner Zustimmung bedarf. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Beschluß des 
Bundesrates ist aus der Anlage 3 ersichtlich. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Wiederinkraftsetzung oder Verlängerung von Polizei- 
verordnungen, die auf Grund der Verordnung über die Polizei- 
verordnungen der Reichsminister vom 14. November 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1582) erlassen worden sind. 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Folgende Polizeiverordnungen werden wieder in 
Kraft gesetzt: 

1 . Polizeiverordnung über die Kennzeichnung 
der an den Bergbau vertriebenen ummantelten 
Wettersprengstoffe vom 21. August 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 1453) mit Ausnahme ihres 
§ 3 

2. Polizeiverordnung über die Verwendung von 
brennbaren Flüssigkeiten zu Koch-, Heiz- und 
Beleuchtungszwecken vom 6. November 1939 
(Reichsgesetzbl. I S. 2173) mit Ausnahme ihrer 
§§ 5 und 7, im übrigen mit folgender Maßgabe: 

a) § 2 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Geräte, in denen brennbare Flüssig- 
keiten und die damit und daraus herge- 
stellten flüssigen Mischungen, die bei 
einem Barometerstand von 760 mm und bei 
einer Temperatur von weniger als 21° C 
entflammbare Dämpfe entwickeln und die 
sich mit Wasser nicht oder nur teilweise 
mischen lassen (z. B. Benzin, Benzol), zu 
Koch- und Heizzwecken verwendet werden 
sollen, müssen besonders zugelassen wer- 
den." 

b) In § 2 Abs. 2 und in § 4 Abs. 1 und Abs. 3 
Satz 2 werden jeweils die Worte „Che- 
misch-Technische Reichsanstalt in Berlin- 
Plötzensee, Tegeler-Weg" sowie „Che- 
misch-Technische Reichsanstalt" durch die 
Worte „Physikalisch-Technische Bundesan- 
stalt" ersetzt., 

3. Polizeiverordnung über den Verkehr mit gif- 
tigen Pflanzenschutzmitteln vom 13. Februar 
1940 (Reichsgesetzbl. I S. 349), zuletzt geändert 
durch die Zweite Verordnung zur Änderung 
und Ergänzung der Anlage I der Polizeiver- 
ordnung über den Verkehr mit giftigen Pflan- 
zenschutzmitteln vom 15. August 1956 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 746), mit Ausnahme ihrer 
§§ 12 und 13 

4. Polizeiverordnung über ärztliche Anlegeunter- 
suchungen im Bergbau vom 23. Mai 1940 
(Reichsgesetzbl. I S. 819) mit Ausnahme ihres 
§ 6. § 1 Abs. 2 Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Die Zeit der Dienstleistung bei der Bundes- 
wehr wird in diese Frist nicht eingerechnet." 


§ 2 

Die Geltungsdauer folgender Polizeiverordnungen 
wird verlängert: 

1. Polizeiverordnung über die Verwendung von 
Quarzmehlen vom 4. März 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 122) 

2. Polizeiverordnung über die Abgabebeschrän- 
kung für weibliche Geschlechtshormone und 
andere Arzneimittel vom 13. März 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 136), zuletzt geändert 
durch das Gesetz über die Aufhebung einiger 
Polizeiverordnungen auf dem Gebiet des Ver- 
kehrs mit Arzneimitteln vom 30. Juni 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 349) 

3. Polizeiverordnung über die Werbung auf dem 
Gebiete des Heilwesens vom 29. September 
1941 (Reichsgesetzbl. I S. 587) 

4. Polizeiverordnung über Getränkeschankanla- 
gen vom 22. Oktober 1941 (Reichsgesetzbl. I 

S. 676) 

5. Polizeiverordnung über die Abgabebeschrän- 
kung für Sedormid und andere Arzneimittel 
vom 15. Februar 1942 (Reichsgesetzbl. I S. 75) 

6. Polizeiverordnung über Äthylmorphin und 
Kodein vom 18. November 1942 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 663) 

7. Polizeiverordnung über den Verkehr mit Tri- 
kresylphosphat vom 16. September 1943 
(Reichsgesetzbl. I S. 541) 

8. Polizeiverordnung über die Abgabe von Doryl 
und anderen Arzneimitteln in den Apotheken 
vom 25. Januar 1944 (Reichsgesetzbl. I S. 45) 

9. Polizeiverordnung über die Verdunstung von 
Schwefelkohlenstoff, Tetrachloräthan („Acety- 
lentetrachlorid") und Trichloräthylen bei 
Raumentwesungen vom 2. August 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 168). 

§ 3 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten durch Rechts- 
verordnung die Anlage I der Polizeiverordnung 
über den Verkehr mit giftigen Pflanzenschutzmitteln 
vom 13. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 349) zu 
ändern, um sie den Erkenntnissen der Wissenschaft 
anzupassen oder den Gefahren aus der Abgabe gif- 
tiger Pflanzenschutzmittel zu begegnen. 
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(2) Erlaubnisse zur Abgabe oder zum Vertrieb 
von giftigen Pflanzenschutzmitteln, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes erteilt worden sind, gel- 
ten als Erlaubnisse im Sinne der nach § 1 Nr. 3 
wieder in Kraft gesetzten Verordnung. 

§ 4 

(1) Die zuständigen Bundesminister werden er- 
mächtigt, eine in diesem Gesetz genannte Polizei- 
verordnung durch Rechtsverordnung aufzuheben, 

1. soweit der in der Polizeiverordnung ge- 
regelte Gegenstand durch Rechtsverord- 
nung neu geregelt wird oder 

2. soweit eine Regelung des Gegenstandes 
durch Rechtsetzung nicht mehr erforder- 
lich ist. 

(2) Zuständiger Bundesminister im Sinne des 
Absatzes 1 ist 

1. der Bundesminister des Innern für die in 
§ 2 Nr. 2, 3 und 5 bis 8, 

2. der Bundesminister des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Er- 


nährung, Landwirtschaft und Forsten für 
die in § 1 Nr. 3 und § 2 Nr. 1 und 9, 

3. der Bundesminister für Wirtschaft für die 
in § 1 Nr. 1, 2 und 4 und § 2 Nr. 4 

genannten Polizeiverordnungen. 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach § 13 Abs. 1 des Dritten 
Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechtsverord- 
nungen, die auf Grund der in diesem Gesetz ent- 
haltenen Ermächtigungen erlassen werden, gelten 
im Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes. 

§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 

(2) Gleichzeitig wird das Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung der Polizeiverordnung über den 
Verkehr mit giftigen Pflanzenschutzmitteln vom 

3. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 43) aufgehoben. 


Begründung 


I. Allgemeine Erläuterungen 

Durch die Verordnung über die Polizeiverordnun- 
gen der Reichsminister vom 14. November 1938 
wurde der Reichsminister des Innern ermächtigt, 
Polizeiverordnungen für das Reich oder für Teile 
des Reichs zu erlassen. Die übrigen Reichsminister 
wurden ermächtigt, im Rahmen ihres Geschäfts- 
bereiches Polizeiverordnungen im Einvernehmen 
mit dem Reichsminister des Innern zu erlassen. Die 
Polizeiverordnungen wurden im Reichsgesetzblatt 
verkündet und traten eine Woche nach ihrer Ver- 
kündung in Kraft; sie treten 20 Jahre nach ihrem 
Erlaß außer Kraft. 

Auf Grund der Ermächtigung sind in den Jahren 
1938 bis 1944 eine Reihe von Polizeiverordnungen 
erlassen worden. Einige dieser Polizeiverordnungen 
sind bereits durch Zeitablauf außer Kraft getreten; 
bei den übrigen wird dies in den nächsten Jahren 
der Fall sein. Da eine völlige Neuregelung der in 
den Polizeiverordnungen geregelten Materien zur 
Zeit noch nicht möglich ist, ist es erforderlich, die in 
den §§ 1 und 2 genannten Polizeiverordnungen wie- 
der in Kraft zu setzen oder zu verlängern. Der 
Bund kann allerdings nur die Polizeiverordnungen 
in Kraft setzen oder verlängern, für die ihm nach 
den Vorschriften des Grundgesetzes die Gesetz- 
gebungskompetenz zusteht. Diese Kompetenz liegt 
nach Auffassung der Bundesregierung für den Bund 
bei den im Entwurf genannten Polizeiverordnungen 
vor. Für die Wiederinkraftsetzung oder Verlänge- 


rung der in den §§ 1 und 2 genannten Polizeiver- 
ordnungen besteht ein dringendes Bedürfnis. 
Polizeiverordnungen, für die in Zukunft kein Be- 
dürfnis mehr besteht, sollen nicht verlängert oder 
wieder in Kraft gesetzt werden. Eine zusammen- 
fassende Regelung empfiehlt sich, um nach Mög- 
lichkeit eine Regelung durch Einzelgesetze zu ver- 
meiden. 

Soweit für einige der auf Grund der Verordnung 
vom 14. November 1938 erlassenen Polizeiverord- 
nungen nach den Vorschriften des Grundgesetzes 
eine Gesetzgebungskompetenz der Länder besteht, 
ist es deren Sache, zu entscheiden, ob die Wieder- 
inkraftsetzung oder Verlängerung der Geltungs- 
dauer notwendig ist oder ob es erforderlich ist, die 
bisher durch Polizeiverordnung geregelte Materie 
auf andere Weise neu zu regeln. 

Eine Aufhebung der Verordnung über die Polizei- 
verordnungen der Reichsminister vom 14. Novem- 
ber 1938 ist nicht erforderlich. Die in § 1 dieser Ver- 
ordnung enthaltenen Ermächtigungen sind er- 
loschen. § 8 dieser Verordnung wird durch das vor- 
liegende Gesetz insoweit gegenstandslos, als er die 
Geltungsdauer der in den §§ 1 und 2 aufgezählten 
Verordnungen regelt. Soweit § 8 die Geltungsdauer 
anderer Verordnungen betrifft, gilt er fort. Die 
Geltungsdauer der Verordnungen, die mit dem 
Inkrafttreten des Grundgesetzes Landesrecht ge- 
worden sind, kann durch Landesrecht abweichend 
von § 8 geregelt werden. 
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II. Besondere Erläuterungen 

Zu § 1 

In den Katalog des § 1 sind die Polizeiverordnungen 
aufgenommen, die bereits außer Kraft getreten sind. 
Falls die Verabschiedung des Gesetzes nicht recht- 
zeitig möglich sein sollte, müßten die bis zur Ver- 
kündung des Gesetzes noch ablaufenden Polizei- 
verordnungen aus § 2 nach § 1 übernommen werden. 
Die Fassung des § 1 Nr. 2 ist erforderlich, weil die 
abgelaufene Verordnung zum Teil fortgeltendes 
Bundesrecht, zum Teil fortgeltendes Landesrecht 
enthält, im übrigen weil die heutigen Zuständig- 
keiten klargestellt werden müssen. 

Zu § 2 

In den Katalog des § 2 sind die noch in Kraft 
befindlichen Polizeiverordnungen aufgenommen, 
deren Geltungsdauer verlängert werden muß. Sie 
werden jedoch nur unter Berücksichtigung der Vor- 
schriften des Grundgesetzes verlängert. 

Zu § 3 

Absatz 1 entspricht dem § 1 des Gesetzes zur Ände- 
rung und Ergänzung der Polizeiverordnung über 
den Verkehr mit giftigen Pflanzenschutzmitteln vom 
3. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 43), das nach § 6 
Abs. 2 dieses Gesetzes aufgehoben wird. 

Absatz 2 dient der Klarstellung. 


Zu § 4 

Die in §§ 1 und 2 dieses Gesetzes genannten 
Polizeiverordnungen erhalten durch die Wieder- 
inkraftsetzung bzw, Verlängerung den Rang von 
Gesetzen. Sie könnten daher nur durch den Bundes- 
gesetzgeber aufgehoben werden. Die in den ge- 
nannten Polizeiverordnungen geregelten Materien 
sollen zu gegebener Zeit durch Gesetz oder auf 
Grund gesetzlicher Ermächtigung durch Rechtsver- 
ordnung neu geregelt werden. Es kann aber auch 
notwendig werden, eine Polizeiverordnung ersatz- 
los aufzuheben, weil eine Regelung nicht mehr er- 
forderlich ist. Daher empfiehlt es sich, die zuständi- 
gen Bundesminister zu ermächtigen, eine Polizei- 
verordnung aufzuheben, wenn die in Absatz 1 des 
Gesetzes genannten Vorausetzungen erfüllt sind. 

Absatz 2 bestimmt, welcher Bundesminister für die 
Aufhebung zuständig ist. Er dient damit der Klar- 
stellung. 

Zu § 5 

Die Vorschrift enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu § 6 

§ 6 enthält Vorschriften über das Inkraftreten des 
Gesetzes und über die Aufhebung des Gesetzes vom 
3. März 1953. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


1. Zu § 1 

§ 1 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

»5 1 

Folgende Polizeiverordnungen werden als 
Bundesgesetze in Kraft gesetzt:“ 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten, 

2. Zu § 1 Nr. 1 

Nr. 1 ist zu streichen. 

Begründung 

Diese Polizeiverordnung ist überwiegend dem 
Polizeirecht zuzurechnen und somit Landesrecht 
geworden. Außerdem ist die Materie inzwischen 
von den Ländern in verschiedenen Verordnun- 
gen über den Vertrieb von Sprengmitteln an 
den Bergbau geregelt, so daß ein Bedürfnis für 
eine bundesrechtliche Regelung nicht besteht. 
Mit Rücksicht auf die inzwischen in den Län- 
dern ergangenen Vorschriften würde eine bun- 
desrechtliche Regelung auch zu rechtlichen j 
Schwierigkeiten führen. 

3. Zu § 1 Nr. 2 

Nr. 2 ist zu streichen, 

Begründung 

Die Verordnung enthält Bestimmungen über die 
Kennzeichnungs- und Zulassungspflicht für sol- 
che Koch-, Heiz- und Beleuchtungsgeräte, die 
mit brennbaren Flüssigkeiten betrieben werden, 
ferner darüber, daß bestimmte brennbare Flüs- 
sigkeiten zu Koch- und Heizzwecken nur in be- 
sonders zugelassenen Apparaten verwendet 
werden dürfen. Der aus Überschrift und Inhalt 
zu entnehmende Zweck der Verordnung ist 
sicherheitsrechtlicher Art; denn sämtliche Be- 
stimmungen dienen in erster Linie der Erhöhung 
der Feuersicherheit. Arbeitsschutzrechtliche Ge- 
sichtspunkte sind der sicherheitsrechtlichen 
Zweckbestimmung untergeordnet und treten ihr 
gegenüber in den Hintergrund, 

Dieser Auffassung haben sich die Vertreter der 
Länder bei einer am 21. März 1960 im Bundes- 
innenministerium stattgefundenen Ressortbe- 
sprechung angeschlossen. Sie muß auch gegen- 
über der nunmehrigen Fassung des Entwurfs, in 
dem das Verwendungsverbot des § 5 der Ver- 
ordnung nicht mehr enthalten ist, aufrechterhal- 
ten werden, da auch für die noch verbleibenden 
Bestimmungen keine Kompetenz des Bundes- 
gesetzgebers besteht. 


4. Zu § 2 

§ 2 ist eingangs wie folgt zu fassen: 

..§ 2 

Folgende Polizeiverordnungen werden mit 
dem Zeitpunkt ihres Außerkrafttretens als Bun- 
desgesetze in Kraft gesetzt:“ 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

5. Zu § 2 nach Nr. 2 

Nach Nr. 2 ist folgende Nr. 2 a einzufügen: 

,2 a. Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Gefangenen vom 20. Februar 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 104) mit der Maßgabe, daß 
die Verordnung folgende Fassung erhält: 

„Wer es vorsätzlich unbefugt unter- 
nimmt, mit einem Gefangenen, der sich in 
Untersuchungshaft, Strafhaft oder Siche- 
rungsverwahrung befindet, in Verkehr zu 
treten, insbesondere sich durch Worte, Zei- 
chen oder auf andere Weise mit ihm zu 
verständigen, ihm etwas zu übermitteln 
oder sich etwas von ihm übermitteln zu 
lassen, wird mit Geldstrafe bis zu 150 Deut- 
' sehe Mark oder mit Haft bis zu sechs 
Wochen bestraft.“ ‘ 

Begründung 

Für die Verlängerung der Geltungsdauer dieser 
Verordnung besteht ebenfalls ein Bedürfnis, und 
zwar nur hinsichtlich der Untersuchungs- und 
Strafgefangenen sowie der Sicherungsverwahr- 
ten. Namentlich im Hinblick auf Gefangene, die 
auf Außenarbeitsstellen beschäftigt werden, ist 
eine Strafdrohung nötig, um auch solchen uner- 
wünschten Verkehr mit den Gefangenen zu un- 
terbinden, der nicht auf Begünstigung, Gefan- 
genenbefreiung oder ein sonstiges Vergehen 
hinzielt. 

Die Einschränkung des Anwendungsbereiches 
erfordert eine Neufassung des Textes, wobei § 2 
als überholt bzw. entbehrlich entfallen kann. 

6. Zu § 2 Nr. 9 

Nr. 9 ist zu streichen. 

Begründung 

Die unter Nr. 9 genannte Polizeiverordnung ist 
Landesrecht geworden, da sie nur die Verwen- 
dung gewisser Gifte zur Raumdurchgasung ver- 
bietet, nicht dagegen den Verkehr mit diesen 
Stoffen (Artikel 74 Nr. 19 GG) regelt. Die Poli- 
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zeiverordnung dient danach ausschließlich der 
Gefahrenabwehr. 

7. Zu §§ 1 und 2 

Der Bundesrat hält es aus rechtsstaatlichen und 
gesetzestechnischen Gründen für erforderlich, 
daß der Wortlaut der in §§ 1 und 2 genannten 
Rechtsvorschriften in eine Anlage des Gesetzes 
aufgenommen wird, und zwar in der Fassung, 
die sich aus diesem Gesetz und aus den seit Er- 
laß der Rechtsvorschriften eingetretenen Ände- 
rungen der staatsrechtlichen Verhältnisse ergibt. 

8. Zu § 3 

In Absatz 1 sind nach dem Wort „Rechtsverord- 
nung" die Worte „mit Zustimmung des Bundes- 
rates" einzufügen. 

Begründung 

Klarstellung, daß die Rechtsverordnung gemäß 
Artikel 80 Abs. 2 GG der Zustimmung des Bun- 
desrates bedarf. 

9. Zu § 4 

§ 4 ist zu streichen. 

Begründung 

Es bestehen verfassungsrechtliche Bedenken, 
der Exekutive die Möglichkeit zu geben, Geset- 
zesrecht durch Rechtsverordnung außer Kraft zu 
setzen. Diese verfassungsrechtlichen Bedenken 
würden ausgeräumt, wenn man das Gesetz so 
aufbauen würde, daß die zuständigen Bundes- 
minister in § 1 zum Wiederinkraftsetzen der j 


dort genannten Polizeiverordnungen und in § 2 
zur Verlängerung der Geltungsdauer der dort 
genannten Polizeiverordnungen durch Rechts- 
verordnung ermächtigt würden. 

10. Zu § 5 

§ 5 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 
4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im 
Land Berlin. Rechtsverordnungen die auf Grund 
dieses Gesetzes erlassen werden, gelten im 
Land Berlin nach § 14 des Dritten Überleitungs- 
gesetzes." 

Begründung 

übliche Fassung der Berlin-Klausel. 

11. Zu § 6 

Nach Absatz 1 ist folgender Absatz 1 a einzu- 
fügen: 

„(1 a) Dieses Gesetz und die in §§ 1 und 2 ge- 
nannten Vorschriften treten fünf Jahre nach der 
Verkündung dieses Gesetzes außer Kraft." 

Begründung 

Es erscheint erforderlich, die Geltungsdauer des 
Gesetzes mit seinen Verweisungen auf vorkon- 
stitutionelle Vorschriften zu befristen. Die in 
diesen Vorschriften geregelte Materie sollte so- 
bald als möglich bundesgesetzlich neu geordnet 
werden. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Vorschlägen des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Vorschlägen des 
Bundesrates wie folgt Stellung: 

Zu 1. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. Um zugleich dem 
Vorschlag zu Nr. 7 zu entsprechen, wird vorge- 
schlagen, den nach der bisherigen Fassung einzigen 
Absatz des § 1 als Absatz 1 zu bezeichnen und fol- 
genden Absatz 2 anzufügen: 

„(2) Die wieder in Kraft gesetzten Polizeiver- 
ordnungen werden mit Ausnahme der in Absatz 1 
Nr. 4 genannten Polizeiverordnung und der An- 
lage I zu der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Polizei- 
verordnung als Anlage zu diesem Gesetz in der 
Fassung bekanntgemacht, in der sie nach Inkraft- 
treten dieses Gesetzes gelten." j 

Von der Bekanntmachung der Anlaye I zu der in 
§ 1 Abs. 1 Nr. 2 genannten Polizeiverordnung wird 
abgesehen, weil diese Anlage gleichzeitig mit dem 
Inkrafttreten des vorliegenden Gesetzes auf Grund 
der Ermächtigung nach § 3 des Entwurfs durch 
Rechtsverordnung geändert werden soll; die neue 
Fassung der Anlage I soll in derselben Nummer des j 
Bundesgesetzblattes verkündet werden. 

Zu 2. 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht 
zu. Nach der Rechtsprechung des Bundesverfassungs- 
gerichts ist die Verordnung dem Recht der Wirt- 
schaft im Sinne des Artikels 74 Nr. 11 GG zuzurech- 
nen. Nach dem Beschluß des BVerfG vom 29. April 
1958 (BVerfGE 8, 143 [149 f.]) fallen unter diesen j 
Begriff alle das wirtschaftliche Leben als solches ! 
regelnden Normen, die sich auf die Erzeugung, Her- j 
Stellung und Verteilung von Gütern des Wirtschaft- f 
liehen Bedarfs beziehen. Das BVerfG hat zugleich , 
anerkannt, daß der Bund, soweit ihm die Gesetz- j 
gebung auf einem bestimmten Lebensgebiet zu- 
stehe, auch das Recht habe, die dieses Lebensgebiet 
betreffenden spezial-polizeilichen Vorschriften zu j 
erlassen. Demgemäß gehören auch Normen, die der I 
Sicherheit dienen, unter dem Gesichtspunkt der 
Kompetenzverteilung dem Recht der Wirtschaft zu, 
wenn sie das Wirtschaftsleben als solches regeln 
und vor Gefahren schützen sollen, die in einem in- 
neren Zusammenhang mit dem Wirtschaftsleben 
stehen. Durch unzulängliche Kennzeichnung von > 
Wettersprengstoffen werden normalerweise nur 
Personen und Sachwerte im Bereich der Bergbau- j 
unternehmen, insbesondere untertage, gefährdet. ■ 
Die Polizeiverordnung entfaltet mithin ihre Schutz- | 
funktion ausschließlich im Bereich des Bergbaues und j 
gehört daher zum Recht der Wirtschaft. Die Bundes- j 
kompetenz gründet sich darüber hinaus auf Artikel i 
74 Nr. 12 GG (Arbeitsschutzrecht), weil die Poli- | 


zeiverordnung auch dem Schutz der Arbeitnehmer 
dient. Die Verordnung war gemäß Artikel 125 Nr. 

1 GG Bundesrecht geworden. Die seitdem bis zu 
ihrem Außerkrafttreten erlassenen Vorschriften der 
Länder über den gleichen Gegenstand sind also — 
sei es, weil vom unzuständigen Gesetzgeber erlas- 
sen, sei es nach Artikel 31 GG — nichtig. Verwei- 
gert der Gesetzgeber die Wiederinkraftsetzung der 
Verordnung, so bleibt die Kennzeichnung der an 
den Bergbau vertriebenen ummantelten Wetter- 
sprengstoffe bis zum Erlaß neuer Vorschriften unge- 
regelt. Die sich hieraus ergebenden Gefahren für 
den Bergbau können nicht verantwortet werden. 

Der Auffassung der Bundesregierung war offenbar 
auch der Rechtsausschuß des Bundesrates (230. 
Sitzung am 20. Oktober 1960 — Protokoll Nr. 118/60 
S. 32 f.), als er beschloß, die Streichung des § 1 Nr. 1 
des Entwurfs nicht zu empfehlen. 

Zu 3. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, ohne daß sich die 
Bundesregierung der vom Bundesrat gegebenen Be- 
gründung anschließt. Sie hält ausdrücklich an ihrer 
Auffassung fest, daß die in der Polizeiverordnung 
über die Verwendung von brennbaren Flüssigkeiten 
zu Koch-, Heiz- und Beleuchtungszwecken geregelte 
Materie nach Artikel 74 Nr. 11 GG zur Gesetzge- 
bungskompetenz des Bundes gehört. Die Bundes- 
regierung stellt ihre Bedenken gegen die Streichung 
nur zurück, um die Verabschiedung des Gesetzent- 
wurfs nicht zu gefährden. 

Zu 4. 

Der in Nr. 9 der Stellungnahme des Bundesrates 
enthaltenen subsidiären Empfehlung, eine Ermächti- 
gung zur Verlängerung der Geltungsdauer der Poli- 
zeiverordnungen in den Gesetzentwurf aufzuneh- 
men, wird insoweit zugestimmt, als sich diese Emp- 
fehlung auf die in § 2 des Regierungsentwurfs ge- 
nannten Verordnungen bezieht. Die Bundesregie- 
rung schlägt demgemäß vor, § 2 wie folgt zu fassen: 

*§ 2 

(1) Die zuständigen Bundesminister werden er- 
mächtigt, die Geltungsdauer folgender Polizeiver- 
ordnungen durch Rechtsverordnung mit Zustim- 
mung des Bundesrates um höchstens fünf Jahre 
zu verlängern: 

1. Polizeiverordnung über die Verwendung 
von Quarzmehlen vom 4. März 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 122), 

2. Polizeiverordnung über die Abgabebe- 
schränkung für weibliche Geschlechts- 
hormone und andere Arzneimittel vom 
13. März 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 136), 
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zuletzt geändert durch das Gesetz über 
die Aufhebung einiger Polizeiverord- 
nungen auf dem Gebiet des Verkehrs 
mit Arzneimitteln vom 30. Juni 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 349), 

3. Polizeiverordnung über die Werbung 
auf dem Gebiete des Heilwesens vom 
29, September 1941 (Reichsgesetzbl. I 
S. 587), 

4. Polizeiverordnung über Getränkeschank- 
anlagen vom 22. Oktober 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 676), 

5. Polizeiverordnung über die Abgabebe- 
schränkung für Sedormid und andere 
Arzneimittel vom 15. Februar 1942 
(Reichsgesetzbl. I S. 75), 

6. Polizeiverordnung über den Verkehr 
mit Trikresylphosphat vom 16. Septem- 
ber 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 541), 

7. Polizeiverordnung über die Abgabe von 
Doryl und anderen Arzneimitteln in den 
Apotheken vom 25. Januar 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 45). 

(2) Zuständiger Bundesminister im Sinne des 
Absatzes 1 ist 

1. der Bundesminister des Innern 

für die in Absatz 1 Nr. 2, 3 und 5 bis 7, 

2. der Bundesminister des Innern im Ein- 
vernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 

für die in Absatz 1 Nr. 1, 

3. der Bundesminister für Wirtschaft 
für die in Absatz 1 Nr. 4 

genannten Polizeiverordnungen." 

Die Polizeiverordnung über Äthylmorphin und 
Kodein ist in die Neufassung des § 2 Abs. 1 nicht 
mehr aufgenommen, weil sie inzwischen aufgeho- 
ben wurde. Der Vorschlag des Bundesrates zu Nr. 4 
wird durch die Neufassung des § 2 Abs. 1 gegen- 
standslos. 

Zu 5. 

Dem Vorschlag wird grundsätzlich zugestimmt. Die 
Bundesregierung schlägt jedoch vor, die Unterbrin- 
gung in einem Arbeitshaus oder Asyl nach § 42 d 
des Strafgesetzbuchs in die Neuregelung einzube- 
ziehen, weil diese Maßregel auch in Anstalten der 
Justizverwaltung vollzogen wird, die zugleich dem 
Vollzug von Freiheitsstrafen dienen. Wenn nur der 
Verkehr mit Strafgefangenen unter Strafe gestellt 
würde, könnte sich der Täter zudem darauf berufen, 
daß er geglaubt habe, es handele sich um einen im 
Arbeitshaus Untergebrachten. Außerdem wird vor- 
geschlagen, das in der Polizeiverordnung über den 
Verkehr mit Gefangenen vom 20. Februar 1941 ver- 
wendete Merkmal „unbefugt" durch die Wendung 
„ohne dazu berechtigt zu sein" zu ersetzen. Dadurch 
soll klargestellt werden, daß das Fehlen der Berech- 


tigung, mit einem Gefangenen in Verkehr zu treten, 
ein Tatbestandsmerkmal ist, auf das sich der Vor- 
satz beziehen muß (vgl. Beschluß des Großen Straf- 
senats des Bundesgerichtshofs vom 18. März 1952 — 
GSSt 2/51 — abgedruckt in BGHSt Bd. 2 S. 194). 

Da die Polizeiverordnung über den Verkehr mit Ge- 
fangenen im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Ge- 
setzes bereits außer Kraft getreten sein wird, 
schlägt die Bundesregierung vor, in § 1 nach Nr. 3 
folgende Nr. 4 einzufügen: 

,4. Polizeiverordnung über den Verkehr mit Ge- 
fangenen vom 20. Februar 1941 (Reichsge- 
setzbl. I S. 104) mit der Maßgabe, daß die Ver- 
ordnung folgende Fassung erhält: 

„Wer es vorsätzlich unternimmt, ohne dazu be- 
rechtigt zu sein, mit einem Gefangenen, der 
sich im Vollzüge der Untersuchungshaft, einer 
Freiheitsstrafe, der Sicherungsverwahrung 
oder der Unterbringung in einem Arbeitshaus 
oder Asyl nach § 42 d des Strafgesetzbuchs 
befindet, in Verkehr zu treten, insbesondere 
sich durch Worte, Zeichen oder auf andere 
Weise mit ihm zu verständigen, ihm etwas zu 
übermitteln oder sich etwas von ihm übermit- 
teln zu lassen, wird mit Geldstrafe bis zu 150 
Deutsche Mark oder mit Haft bis zu sechs 
Wochen bestraft. 1 " 

Zu § 6. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, ohne daß sich die 
Bundesregierung der vom Bundesrat gegebenen Be- 
gründung anschließt. Sie hält ausdrücklich an ihrer 
grundsätzlichen Auffassung fest, daß die in der Poli- 
zeiverordnung geregelte Materie nach Artikel 74 
Nr. 11 GG und Artikel 74 Nr. 19 GG zur Gesetzge- 
bungskompetenz des Bundes gehört. Die Bundesre- 
gierung stellt ihre Bedenken gegen die Streichung 
nur zurück, um die Verabschiedung des Gesetzes 
nicht zu gefährden. 

Zu 7. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt, soweit er sich auf 
die in § 1 genannten Polizeiverordnungen bezieht. 
Soweit er die in § 2 genannten Polizeiverordnungen 
betrifft, wird er durch die vorgeschlagene Neufas- 
sung des § 2 gegenstandslos. 

Zu 8. 

Dem Vorschlag des Bundesrates wird zugestimmt. 
Die Bundesregierung ist jedoch der Auffassung, 
daß es des vom Bundesrat gewünschten Zusatzes 
nicht bedarf, weil die Rechtsverordnung ohnehin 
zustimmungsbedürftig ist. 

Zu 9. 

Die verfassungsrechtlichen Bedenken des Bundes- 
rates werden nicht geteilt. Durch die Neufassung 
des § 2 sind jedoch die Bedenken des Bundesrates 
ausgeräumt, soweit sie sich auf die in § 2 genannten 
Polizeiverordnungen beziehen. Hinsichtlich der in 
§ 1 genannten Polizeiverordnungen hat eine noch- 
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malige Prüfung ergeben, daß eine Ermächtigung der 
Bundesregierung, wie sie ursprünglich in § 4 Abs. 1 
vorgesehen war, nicht zwingend erforderlich ist. 

Zu 10. 

Dem Vorschlag wird zugestimmt. 

Zu 11. 

Dem Vorschlag wird nicht zugestimmt, weil nicht 
mit Sicherheit vorhergesehen werden kann, ob es 
möglich ist, die durch § 1 wieder in Kraft gesetzten 


Polizeiverordnungen binnen fünf Jahren durch ge- 
setzliche Neuregelung zu ersetzen. Im übrigen ist 
dem Vorschlag durch die Neufassung des § 2 Rech- 
nung getragen. 

Zur Erleichterung der Übersicht sind beigerügt: 

a) ein Abdruck des Gesetzentwurfs in der Fassung 
dieser Stellungnahme, 

b) eine Anlage zu dem Gesetzentwurf mit dem 
Wortlaut der in § 1 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 genannten 
Polizeiverordnungen in der nach Inkrafttreten 
des Gesetzes geltenden Fassung. 
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Anlage zur Stellungnahme der Bundesregierung 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Wiederinkraftsetzung oder Verlängerung von Polizei- 
verordnungen, die auf Grund der Verordnung über die Polizei- 
verordnungen der Reichsminister vom 14. November 1938 
(Reichsgesetzbl. I S. 1582) erlassen worden sind 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Folgende Polizeiverordnungen werden als 
ßundesgesetze in Kraft gesetzt: 

1. Polizeiverordnung über die Kennzeich- 
nung der an den Bergbau vertriebenen 
ummantelten Wettersprengstoffe vom 
21. August 1939 (Reichsgesetzbl. 1 S. 1453) 
mit Ausnahme ihres § 3, 

2. Polizei Verordnung über den Verkehr mit 
giftigen Pflanzenschutzmitteln vom 13. Fe- 
bruar 1940 (Reichsgesetzbl. I S. 349), zu- 
letzt geändert durch die Zweite Verord- 
nung zur Änderung und Ergänzung der 
Anlage I der Polizeiverordnung über den 
Verkehr mit giftigen Pflanzenschutzmit- 
teln vom 15. August 1956 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 746), mit Ausnahme ihrer §§ 12 
und 13, 

3. Polizeiverordnung über ärztliche Anlege- 
Untersuchungen im Bergbau vom 23. Mai 
i940 (Reichsgesetzbl. I S. 819) mit Aus- ; 
nähme ihres § 6. § 1 Abs. 2 Satz 2 erhält“' $ 
folgende Fassung: 

„Die Zeit der Dienstleistung bei der ! 
Bundeswehr wird in dieser Frist nicht j 
eingerechnet.", j 

4. Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Gefangenen vom 20. Februar 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 104) mit der Maßgabe, daß 
die Verordnung folgende Fassung erhält: 

„Wer es vorsätzlich unternimmt, ohne : 
dazu berechtigt zu sein, mit einem Ge- 
fangenen, der sich im Vollzüge der Un- j 
tersuchungshaft, einer Freiheitsstrafe, 
der Sicherungsverwahrung oder der 
Unterbringung in einem Arbeitshaus 
oder Asyl nach § 42 d des Strafgesetz- 
buchs befindet, in Verkehr zu treten, 
insbesondere sich durch Worte, Zeichen 
oder auf andere Weise mit ihm zu ver- 
ständigen, ihm etwas zu übermitteln j. 
oder sich etwas von ihm übermitteln zu j 
lassen, wird mit Geldstrafe bis zu 150 
Deutsche Mark oder mit Haft bis zu 
sechs Wochen bestraft." 


(2) Die wieder in Kraft gesetzten Polizeiverord- 
nungen werden mit Ausnahme der in Absatz 1 Nr. 4 
genannten Polizeiverordnung und der Anlage I zu 
der in Absatz 1 Nr. 2 genannten Polizeiverordnung 
als Anlage zu diesem Gesetz in der Fassung be- 
kanntgemacht, in der sie nach Inkrafttreten dieses 
Gesetzes gelten. 

§ 2 

(1) Die zuständigen Bundesminister werden er- 
mächtigt, die Geltungsdauer folgender Polizeiver- 
ordnungen durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates um höchstens fünf .Jahre zu ver- 
längern: 

1. Polizeiverordnung über die Verwendung 
von Quarzmehlen vom 4. März 1941 
(Reichsgesetzbl. I S. 122), 

2. Polizeiverordnung über die Abgabebe- 
schränkung für weibliche Geschlechtshor- 
mone und andere Arzneimittel vom 
13. März 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 136), 
zuletzt geändert durch das Gesetz über 
die Aufhebung einiger Polizeiverordnun- 
gen auf dem Gebiet des Verkehrs mit Arz- 
neimitteln vom 30. Juni 1952 (Bundesge- 
setzbl. I S. 349), 

3. Polizeiverordnung über die Werbung auf 
dem Gebiete des Heilwesens vom 29. Sep- 
tember 1941 (Reichsgesetzbl. I S. 587), 

4. Polizeiverordnung über Getränkeschank- 
anlagen vom 22. Oktober 1941 (Reichsge- 
setzbl. I S. 676), 

5. Polizeiverordnung über die Abgabebe- 
schränkung für Sedormid und andere 
Arzneimittel vom 15. Februar 1942 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 75), 

6. Polizeiverordnung über den Verkehr mit 
Trikresylphosphat vom 16. September 
1943 (Reichsgesetzbl. I S. 541), 

7. Polizeiverordnung über die Abgabe von 
Doryl und anderen Arzneimitteln in den 
Apotheken vom 25. Januar 1944 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 45). 

(2) Zuständiger Bundesminister im Sinne des Ab- 
satzes 1 ist 

1. der Bundesminister des Innern 

für die in Absatz 1 Nr. 2, 3 und 5 bis 7, 
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2. der Bundesminister des Innern im Einver- 
nehmen mit dem Bundesminister für Er- 
nährung, Landwirtschaft und Forsten 
für die in Absatz 1 Nr. 1, 

3. der Bundesminister für Wirtschaft 
für die in Absatz 1 Nr. 4 

genannten Polizeiverordnungen. 

§ 3 

(1) Der Bundesminister des Innern wird ermäch- 
tigt, im Einvernehmen mit dem Bundesminister für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten durch 
Rechtsverordnung die Anlage I der Polizeiverord- 
nung über den Verkehr mit giftigen Pflanzenschutz- 
mitteln vom 13. Februar 1940 (Reichsgesetzbl. I 
S. 349) zu ändern, um sie den Erkenntnissen der 
Wissenschaft anzupassen oder den Gefahren aus 
der Abgabe giftiger Pflanzenschutzmittel zu begeg- 
nen. 

(2) Erlaubnisse zur Abgabe oder zum Vertrieb 
von giftigen Pflanzenschutzmitteln, die vor dem In- 
krafttreten dieses Gesetzes erteilt worden sind, gel- 


ten als Erlaubnisse im Sinne der nach § 1 Nr. 2 
wieder in Kraft gesetzten Verordnung. 

§ 4 

(Gestrichen) 

§ 5 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am in 

Kraft. 

(2) Gleichzeitig wird das Gesetz zur Änderung 
und Ergänzung der Polizeiverordnung über den 
Verkehr mit giftigen Pflanzenschutzmitteln vom 
3. März 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 43) aufgehoben. 
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Anlage zu § 1 Nr. 1 


Polizeiverordnung 

über die Kennzeichnung der an den Bergbau vertriebenen ummantelten 

Wettersprengstoffe 

§ 1 

(1) Ummantelte Wettersprengstoffe dürfen an 
den Bergbau nur mit nachstehend beschriebenen 
Umhüllungen vertrieben werden: 

a) Das Patronenpapier muß durch 2 Zenti- 
meter breite, senkrecht zur Längsachse 
der Patrone verlaufende Streifen von ab- 
wechselnd gelblich-weißer und grüner 
Farbe gekennzeichnet sein, 

b) die Pakete sind in gelblich-weißes, mit 
2 Zentimeter breiten grünen Streifen be- 
drucktes Papier einzuschlagen. 

(2) Im übrigen bleiben die für die Kennzeichnung 
der Wettersprengstoffe geltenden landesrechtlichen 
Bestimmungen unberührt. 

§ 2 

Wer den Vorschriften dieser Polizeiverordnung 
vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt, wird mit 
Geldstrafe bis zu 150 Deutsche Mark, in besonders 
schweren Fällen mit Haft bis zu sechs Wochen be- 
straft. 
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Anlage za § 1 Nr. 2 


Polizeiverordnung 

über den Verkehr mit giftigen Pflanzenschutzmitteln 


Geltungsbereich 

§ 1 

Giftige Pflanzenschutzmittel sind die in Anlage I 
aufgeführten Stoffe und Zubereitungen sowie die 
diese Stoffe enthaltenden sonstigen Zubereitungen, 
soweit sie zur Bekämpfung (Vertilgung und Ab- 
wehr) von Pflanzenschädlingen bestimmt sind. 

§ 2 

(1) Diese Vorschriften gelten für den Verkehr 
mit giftigen Pflanzenschutzmitteln in abgabefertigen 
Packungen (Giftfertigwaren), sofern die Abgabebe- 
hältnisse dem § 3 und der Inhalt dem § 4 entspre- 
chen. 

(2) Für den Verkehr mit giftigen Pflanzenschutz- 
mitteln. die diesen Voraussetzungen nicht entspre- 
chen, sowie für den Großhandel gelten die Vor- 
schriften über den Verkehr mit Giften. 

(3) Auf Zubereitungen, die in Anlage I von die- 
sen Vorschriften ausgenommen sind, finden jedoch 
die Vorschriften über den Verkehr mit Giften keine 
Anwendung. 

Abgabebehältnisse 
§ 3 

(1) Die Abgabebehältnisse müssen gut geschlos- 
sen und genügend fest und dicht sein, so daß ein 
Verschütten oder Verstäuben auch bei stärkerer In- 
anspruchnahme (Stoß, Druck usw.) ausgeschlossen 
ist. Ihre Beschriftung muß folgende Angaben auf- 
weisen: 

a) den Namen des Mittels und den des Her- 
stellers, 

b) bei Pflanzenschutzmitteln der Abteilun- 
gen 1 und 2 der Anlage I das Totenkopf- 
zeichen und das Wort „Gift", 

c) bei Pflanzenschutzmitteln der Abteilung 3 
der Anlage I das Wort „Vorsicht", 

d) die Angabe des Inhalts, aus der die Art 
des Giftes eindeutig ersichtlich ist 
(z. B. Arsenzubereitung, Nikotinzuberei- 
tung oder Kalkarsenstäubemittel, Kupfer- 
arsenspritzmittel, Nikotinspritzmittel). 

(2) Die Abgabebehältnisse müssen ferner eine 
eingehende Gebrauchsanweisung sowie eine Beleh- 
rung über die mit einem unvorsichtigen Gebrauch 
verknüpften Gefahren enthalten. Gebrauchsanwei- 
sung und Belehrung können den Abgabebehältnis- 
sen aufgedruckt sein. Der Wortlaut der Gebrauchs- 
anweisung und der Belehrung kann vorgeschrieben 
werden. 


(3) Die Angaben in Absatz 1 unter Buchstaben a 
bis d müssen auf der Vorderseite der Abgabebehält- 
nisse an auffallender Stelle angebracht sein, und 
zwar 

a) für giftige Pflanzenschutzmittel der Abtei- 
lung 1 der Anlage I in weißer Schrift auf 
schwarzem Grunde, 

b) für giftige Pflanzenschutzmittel der Abtei- 
lungen 2 und 3 der Anlage I in roter 
Schrift auf weißem Grunde. 

Weitere Angaben können in schwarzer Schrift auf 
weißem Grunde angebracht sein. 

(4) Darüber hinaus dürfen Farben auf den Ab- 
gabebehältnissen nur als einfarbige Streifen zur 
Kennzeichnung verschiedener Erzeugnisse derselben 
Firma verwendet werden. 

(5) Das Wort „Gift" und das Totenkopfzeichen 
oder das Wort „Vorsicht" müssen sich auch auf 
dem Verschluß oder auf der Oberseite (Deckel usw.) 
und an einer dritten auffallenden Stelle des Ab- 
gabebehältnisses befinden und dürfen von Fabrik- 
marken weder unmittelbar begleitet noch umgeben 
sein. 

(6) Die Worte „Gift" und „Vorsicht" müssen 
mindestens halb so große Buchstaben wie der Name 
des Mittels und das Totenkopfzeichen die gleiche 
Größe wie die Buchstaben des Namens aufwei- 
sen. Die Mindestgröße für die Buchstaben der Worte 
„Gift" und „Vorsicht" ist 5 mm, für das Toten- 
kopfzeichen 10 mm. 

(7) Bilder und sonstige Darstellungen (ausgenom- 
men Fabrikmarken und Zeichen für die amtlich an- 
erkannten Pflanzenschutzmittel — Ährenschlange — ) 
dürfen auf den Abgabebehältnissen nicht angebracht 
sein. 

(8) Bleihaltige Pflanzenschutzmittel müssen an 
auffallender Stelle den deutlich erkennbaren Hin- 
weis tragen, daß ihre Verwendung im Weinbau ver- 
boten ist. 

Warnstoffe 

§ 4 

(1) Folgende giftige Pflanzenschutzmittel müssen, 
sofern sie nicht von Natur eine ausgesprochen 
dunkle Eigenfarbe besitzen, deutlich gefärbt sein, 
und zwar: 

Arsenhaltige 

Pflanzenschutzmittel .... grün, 
quecksilberhaltige 

Pflanzenschutzmittel .... blau oder rot, 
fluorhaltige 

Pflanzenschutzmittel .... blau oder violett. 
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(2) Außerdem müssen die genannten Pflanzen- 
schutzmittel beim Zusammenbringen mit Wasser 
dieses, je nach dem enthaltenen Gift, deutlich grün, 
blau, rot oder violett anfärben. Dies gilt nicht für 
Zubereitungen, die, wie z. B. Giftpasten, Fett oder 
sonstige wasserabstoßende Stoffe enthalten. 

(3) Saatbeizmittel müssen einen Farbstoff (aus- 
genommen Weiß) enthalten, der das gebeizte Ge- 
treide kennzeichnet. 

(4) Phosphorwasserstoff entwickelnde Zuberei- 
tungen müssen dauerhaft blau oder rot gefärbt sein. 
Getreide, das mit Phosphorwasserstoff entwickeln- 
den Verbindungen zubereitet ist, und strychninhal- 
tiges oder als Krampfgift wirkende Pyrimidin-Deri- 
vate enthaltendes Getreide müssen dauerhaft dun- 
kelrot gefärbt sein. 

(5) Pflanzenschutzmittel der Abteilungen 1 und 2 
der Anlage I müssen einen vom Genuß abschrecken- 
den Geschmack aufweisen; ausgenommen hiervon 
sind Pflanzenschutzmittel, deren Verwendungszweck 
dies ausschließt (z. B. Fraßgifte, Ködermittel). 

Abgabestellen 
§ 5 

(1) Apotheken und zum allgemeinen Handel mit 
Giften berechtigte Drogengeschäfte dürfen giftige 
Pflanzenschutzmittel ohne besondere Erlaubnis ab- 
geben. 

(2) Pflanzenschutz- und Düngemittelhandlungen, 
Samenhandlungen, Gartenbaubetriebe und deren 
Zweigstellen, Siedler- uind Kleingärtenverbände und 
deren Untergruppen, landwirtschaftliche Genossen- 
schaften und deren Zweigstellen sowie Lagerhäuser 
usw. dürfen giftige Pflanzenschutzmittel nur abge- 
ben, wenn deren Besitzer oder Leiter eine Erlaubnis 
der unteren Verwaltungsbehörde erhalten haben. 

(3) Die Erlaubnis darf nur an zuverlässige Per- 
sonen erteilt werden, die den Nachweis der erfor- 
derlichen Sachkunde durch Ablegung einer Prüfung 
beim Gesundheitsamt erbracht haben. Die Prüfung 
hat sich auf allgemeine Kenntnisse über giftige 
Pflanzenschutzmittel, insbesondere über die darin 
enthaltenen Gifte und ihre wesentlichen Gifteigen- 
schaften sowie auf die genaue Kenntnis dieser Vor- 
schriften zu erstrecken. 

(4) Wer vorwiegend mit Lebensmitteln oder Fut- 
termitteln handelt, darf die Erlaubnis nur erhalten, 
wenn hierfür ein örtliches Bedürfnis anzuerkennen 
ist und die Abgabe der giftigen Pflanzenschutzmittel 
von der Aufbewahrung und Abgabe von Lebens- 
mitteln oder Futtermitteln räumlich getrennt ist. 

Aufbewahrung 
§ 6 

(1) Giftige Pflanzenschutzmittel müssen in einem 
von dichten, widerstandsfähigen Wänden umschlos- 
senen und mit einer dichten Tür versehenen Raum 
(Giftraum) aufbewahrt werden, in dem sich keine 


Lebensmittel oder Futtermittel oder sonstige Waren 
befinden. Kleinere Vorräte von giftigen Pflanzen- 
schutzmitteln können jedoch in einem dichten, gut 
verschließbaren Vorratsbehälter (Schrank, festge- 
fügte Kiste) in einem Raume aufbewahrt werden, 
in dem sich keine Lebensmittel oder Futtermittel 
befinden. 

(2) Der Giftraum oder der Raum, in dem sich der 
Vorratsbehälter befindet, muß durch künstliches 
Licht genügend zu beleuchten sein. Auf der Außen- 
seite der Tür des Giftraumes muß die deutlich er- 
kennbare und dauerhafte Aufschrift angebracht sein 
„Giftraum" „Unbefugten ist der Zutritt untersagt". 
Der Vorratsbehälter ist außen mit der deutlich er- 
kennbaren und dauerhaften Aufschrift „Giftige 
Pflanzenschutzmittel" zu versehen. Der Giftraum 
oder der Vorratsbehälter dürfen nur dem Geschäfts- 
inhaber oder dem Leiter der Abgabestelle oder den 
von diesen Beauftragten zugänglich sein und müssen 
außer der Zeit des Gebrauchs verschlossen gehalten 
werden. 

Abgabe 

§ 7 

Giftige Pflanzenschutzmittel dürfen nur von dem 
Geschäftsinhaber oder dem Leiter der Abgabestelle 
oder den von diesen Beauftragten abgegeben wer- 
den. Als Abgabe gilt auch die Zusendung, z. B. durch 
die Post, Bahn oder durch einen von der Abgabe- 
stelle beauftragten Boten. 

§ 8 

(1) Giftige Pflanzenschutzmittel dürfen nur ab- 
gegeben werden, wenn der Abgebende anzuneh- 
men berechtigt ist, daß der Abnehmer die giftigen 
Pflanzenschutzmittel zur Bekämpfung von Pflanzen- 
schädlingen und in zuverlässiger Weise benutzen 
wird. Erforderlichenfalls hat sich der Abgebende 
hierüber durch Befragen des Abnehmers zu verge- 
wissern. Kann er die erforderliche Gewißheit nicht 
erlangen, so darf er giftige Pflanzenschutzmittel nur 
gegen polizeilichen Erlaubnisschein abgeben. 

(2) Den Erlaubnisschein zum Bezug von giftigen 
Pflanzenschutzmitteln nach Anlage II stellt die Orts- 
polizeibehörde nach Prüfung der Sachlage aus. Der 
Erlaubnisschein wird, falls nichts anderes angege- 
ben ist, 14 Tage nach der Ausstellung ungültig. 

(3) Die Erlaubnisscheine sind, nach dem Ausstel- 
lungstag geordnet, zehn Jahre lang aufzubewahren. 

(4) Genossenschaften und Verbände, die eine Er- 
laubnis zur Abgabe von giftigen Pflanzenschutzmit- 
teln besitzen, dürfen diese Mittel nur an ihre Mit- 
glieder und nur in den vorschriftsmäßigen abgabe- 
fertigen Packungen unter Einhaltung dieser Vor- 
schriften abgeben; jedoch ist den Genossenschaften 
innerhalb ihres satzungsgemäßen örtlichen Tätig- 
keitsbereichs die Abgabe auch an Nichtmitglieder 
gestattet. 

(5) An Kinder unter 14 Jahren dürfen giftige 
Pflanzenschutzmittel nicht ausgehändigt werden. 
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§ 9 

Die Abgabe von giftigen Pflanzenschutzmitteln 
der Abteilungen 1 und 2 der Anlage I hat der Ab- 
gebende selbst sofort in ein mit fortlaufenden Sei- 
tenzahlen versehenes, nach Anlage III eingerichtetes 
Abgabebuch für giftige Pflanzenschutzmittel einzu- 
tragen, und zwar unmittelbar an die vorhergehende 
Eintragung. Das Abgabebuch ist zehn Jahre lang 
nach der letzten Eintragung aufzubewahren. 

§ 10 

Die §§ 7 bis 9 können zeitweise außer Wirksam- 
keit gesetzt werden, wenn unter behördlicher Auf- 


sicht außerordentliche Maßnahmen zur Bekämpfung 
von Pflanzenschädlingen zu treffen sind. 

Sonstige Bestimmungen 

§ 11 

Vorsätzliche oder fahrlässige Zuwiderhandlungen 
gegen diese Polizeiverordnung werden, sofern an- 
dere Gesetze nicht höhere Strafen vorsehen, mit 
Geldstrafe bis zu einhundertfünfzig Deutsche 
Mark, in besonders schweren Fällen mit Haft bis 
zu sechs Wochen bestraft. 
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Anlage II 


(Name der ausstellenden Behörde) 

Nr. 

Erlaubnisschein 

zum Bezug von giftigen Pflanzenschutzmitteln 

Herr, Frau, FrL, Firma *) 

(Name, Stand oder Firmenbezeichnung, Ort, Straße, Hausnummer) 
beabsichtigt: 

!■*) 

2 . *) 

3 - *) 

(Menge) (Name des giftigen Pflanzenschutzmittels) 

zu erwerben, um damit 

1 .*) 

2 .*) 

3.*) 

(Zweck, zu dem das Pflanzenschutzmittel benutzt werden soll, zur Bekämpfung welcher Pflanzenschädlinge 
oder welcher Pflanzenkrankheiten) 

Hiergegen bestehen nach Prüfung keine Bedenken. 

Dieser Schein wird 14 Tage nach der Ausstellung ungültig"). 

Dieser Schein hat Gültigkeit bis •). 


, den 


19 . 


(Bezeichnung der ausstellenden Behörde) 


*) Nichtzutreffendes ist zu streichen. 


(Namensunterschrift, Stempel) 
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Anlage III 


Abgabebuch 

für giftige Pflanzenschutzmittel der Abteilungen 1 und 2 


Tag 

der 

Abgabe 


Name Menge 


des Pflanzenschutz- 
mittels 


Name des 
Empfängers 


Wohnort 

(Wohnung) 


Bemerkungen 

(z. B. Bezeichnung des Erlaubnisscheins nach Behörde und 
Nummer; Versand durch die Post, Bahn usw.) 
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Anlage zu § 1 Nr. 3 


Polizeiverordnung 

über ärztliche Anlegeuntersuchungen im Bergbau 


§ 1 

(1) In den der bergpolizeilichen Aufsicht unter- 
stehenden Betrieben darf zu einer bergmännischen 
Beschäftigung unter oder über Tage nur angelegt 
werden, wer dazu nach dem Zeugnis eines mit den 
Arbeitsbedingungen im Bergbau vertrauten Arztes 
tauglich ist. Das ärztliche Zeugnis darf nicht älter 
als drei Monate sein. 

(2) Ohne ärztliches Zeugnis kann angelegt wer- 
den, wer bereits in einem der bergpolizeilichen Auf- 
sicht unterstehenden Betriebe mit bergmännischen 
Arbeiten beschäftigt war, wenn seit seinem Aus- 
scheiden aus diesem Betriebe nicht mehr als drei 
Monate vergangen sind. Die Zeit der Dienstleistung 
bei der Bundeswehr wird in diese Frist nicht ein- 
gerechnet. Es bedarf jedoch dann eines ärztlichen 
Zeugnisses, wenn in dem Gesundheitszustand offen- 
sichtlich wesentliche Änderungen eingetreten sind. 

§ 2 

(1) Das ärztliche Zeugnis muß im einzelnen Aus- 
kunft geben über 

a) Größe und Körpergewicht; 

b) Augen, Nase und Ohren; 

c) Rachen und Gebiß; 

d) Lungen; 

e) Herz (Blutdruck bei über 40jährigen); 

f) Bauchorgane; 

g) Krankheiten der Gelenke, auch solche, die 
auf das Arbeiten mit Preßluftwerkzeugen 
zurückzuführen sind; 

h) Nervensystem; 

i) äußere Fehler und Gebrechen (Hautaus- 
schläge, ausgedehnte Narben und Fisteln, 


Leisten-, Schenkel-, Magen-, Wasserbruch 
oder Bruchanlagen, Verkrümmung der 
Wirbelsäule, Krampfadern, Plattfuß, Feh- 
ler an den Gliedmaßen); 

k) Urin; 

l) Geschlechtskrankheiten. 

(2) Wer aus wurmgefährdeten Gebieten zuge- 
wandert ist, muß auf Wurmfreiheit untersucht wer- 
den. 

(3) Als untauglich gilt auch, wer mit körper- 
lichen oder geistigen Mäfigeln behaftet ist, durch die 
er andere gefährden kann. 

§ 3 

Stellt das ärztliche Zeugnis nur eine Tauglichkeit 
für bestimmte Arbeiten fest, so darf der Unter- 
suchte nur mit diesen Arbeiten beschäftigt werden. 

§ 4 

(1) Die mittlere Bergbehörde kann auf Antrag 
des Unternehmens Ausnahmen von dieser Verord- 
nung bewilligen. Sie ist ermächtigt, dieses Recht 
auf die ihr nachgeordneten Bergbehörden zu über- 
tragen. 

(2) Ausnahmebewilligungen ergehen sdiriftlich. 
Sie können widerruflich, befristet oder unter Auf- 
lagen oder Bedingungen erteilt werden. 

§ 5 

Wer den Vorschriften dieser Polizeiverordnung 
vorsätzlich oder fahrlässig zuwiderhandelt, wird mit 
Geldstrafe bis zu 150 Deutsche Mark, in besonders 
schweren Fällen mit Haft bis zu sechs Wochen be- 
straft. 
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